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Anregungen von Trägern öffentlicher Belange  
(Frühzeitige Beteiligung)  
 
 
1. Bezirksregierung Düsseldorf -Kampfmittelbeseitigungsdienst- mit Schreiben 

vom 27.09.2011 
 
 Beschlussvorschlag 
 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 

Da sich aus dem Flächennutzungsplan keine Baurechte ergeben und deshalb diese 
Planungsebene nicht die Genehmigungsfähigkeit von Bauvorhaben begründet, werden 
die genannten Hinweise erst auf der Ebene des Bebauungsplanes relevant und sind 
auf der Ebene des Flächennutzungsplanes noch nicht vorgesehen. 
Eine grundsätzliche Frage der Bebaubarkeit dieser Flächen wird dadurch nicht aufge-
worfen, so dass die Darstellungen des Flächennutzungsplanes dem nicht entgegen-
stehen.  

 
 
 
2. Landwirtschaftskammer NRW -Kreisstelle RSK-, Köln mit Schreiben vom 

05.10.2011 
 
 Beschlussvorschlag 

Die Anregungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 
 Zu 1: 
 Die Belange werden durch die Planung berücksichtigt (z. B. Schallgutachten, Einhal-

tung von Abstandsflächen, Sicherung der landwirtschaftlichen Nutzflächen). 
 Zu 2: 
 Die Anregung ist im Bebauungsplan nicht regelbar. Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
 Zu 3: 
 Die weiteren Planungen der Ausgleichsmaßnahmen werden im weiteren Verfahren 

konkretisiert. Die Anregungen hierzu werden zur Kenntnis genommen. 
 Zu 4: 
 Planungsrechtlich wird das Gebiet als Gesamtgebiet entwickelt. 
 Zu 5: 
 Die Ausgleichsflächen werden im weiteren Verfahren ermittelt und festgesetzt. Die An-

regungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 

3. Rhein-Sieg-Kreis -Regional-/Bauleitplanung-, Siegburg mit Schreiben vom 
10.10.2011 

 
 Beschlussvorschlag 
 
 Immissionsschutz: 

Von einem Geruchsgutachten wird wegen der zu geringen vorhandenen Anzahl von 
drei Mastschweinen abgesehen. 
Anträge zur Erweiterung des landwirtschaftlichen Betriebes liegen nicht vor und kön-
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nen deshalb nicht in das Planverfahren einbezogen werden. 
 
 Abwägung und Begründung 
 
 Immissionsschutz: 

Es wird davon ausgegangen, dass keine Massentierhaltung vorhanden noch beantragt 
ist, so dass wegen der geringen Anzahl der Tiere ein Geruchsgutachten nicht erforder-
lich wird.Es wird deshalb empfohlen, von einem Geruchsgutachten abzusehen. 

 
 
4. RSAG, Siegburg mit Schreiben vom 14.10.2011 
 
 Beschlussvorschlag 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
5. Erftverband, Bergheim mit Schreiben vom 17.10.2011 
 
 Beschlussvorschlag 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 Abwägung und Begründung 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
6. Von den nachstehenden Trägern öffentlicher Belange liegen Stellungnahmen 

vor, Anregungen und Bedenken wurden jedoch nicht mitgeteilt: 
 

- Rhein-Main-Rohrleitungstransportges.mbH, Köln 
- Stadt Rheinbach 
- Gemeinde Alfter 
- Landesbetrieb Wald und Holz - Regionalforstamt Rhein-Sieg-Erft, Eitorf 
- Regionalgas Euskirchen 
- Bezirksregierung Köln - Ländliche Entwicklung u. Bodenordnung 
- Wahnbachtalsperrenverband, Siegburg 
- Polizeipräsidium Bonn - Kriminalkommissariat Vorbeugung 
- Wehrbereichsverwaltung West, Düsseldorf 
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